
 

 
17506/1/10 REV 1  CA/KB/jl  
 DG C 1  DE 

   

RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION

 Brüssel, den 17. März 2011 
(OR. en) 

Interinstitutionelles Dossier: 
2008/0062 (COD) 

 

17506/1/10 
REV 1 
 
  
 

  

TRANS 369 
CODEC 1466 
DAPIX 56 
ENFOPOL 362 
PARLNAT 206 

GESETZGEBUNGSAKTE UND ANDERE RECHTSINSTRUMENTE 
Betr.: Standpunkt des Rates in erster Lesung im Hinblick auf den Erlass einer 

RICHTLINIE DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES 
RATES zur Erleichterung des grenzüberschreitenden Austauschs von 
Informationen über die Straßenverkehrssicherheit gefährdende 
Verkehrsdelikte 
- Vom Rat am 17. März 2011 festgelegt 

  

 



 

 
17506/1/10 REV 1  CA/KB/jl 1 
 DG C 1  DE 

RICHTLINIE 2011/.../EU 

DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES  

vom 

zur Erleichterung des grenzüberschreitenden Austauschs von Informationen  

über die Straßenverkehrssicherheit gefährdende Verkehrsdelikte 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION – 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 87 

Absatz 2, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren1, 

                                                 

1 Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 17. Dezember 2008 (ABl. C 45E vom 
23.2.2010, S. 149) und Standpunkt des Rates vom … (noch nicht im Amtsblatt 
veröffentlicht). Standpunkt des Europäischen Parlaments vom … (noch nicht im Amtsblatt 
veröffentlicht) und Beschluss des Rates vom … . 



 

 
17506/1/10 REV 1  CA/KB/jl 2 
 DG C 1  DE 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Union verfolgt eine Politik zur Verbesserung der Straßenverkehrssicherheit mit dem 

Ziel der Verringerung der Zahl der Toten und Verletzten und der Sachschäden. Ein 

wichtiger Bestandteil dieser Politik ist die konsequente Ahndung von in der Union 

begangenen Straßenverkehrsdelikten, die die Straßenverkehrssicherheit erheblich 

gefährden. 

(2) In Ermangelung geeigneter Verfahren und ungeachtet der mit dem Beschluss 2008/615/JI 
des Rates vom 23. Juni 2008 zur Vertiefung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, 
insbesondere zur Bekämpfung des Terrorismus und der grenzüberschreitenden Krimina-
lität1 und mit dem Beschluss 2008/616/JI des Rates vom 23. Juni 2008 zur Durchführung 
des Beschlusses 2008/615/JI2 (im Folgenden "Prüm-Beschlüsse") gebotenen Möglich-
keiten werden jedoch Sanktionen in Form von Geldbußen und Geldstrafen für bestimmte 
Straßenverkehrsdelikte oftmals nicht geahndet, wenn das Deliktfahrzeug in einem anderen 
Mitgliedstaat als dem Mitgliedstaat, in dem das Delikt begangen wurde (Deliktsmitglied-
staat), zugelassen ist. Mit dieser Richtlinie wird angestrebt, dass in diesen Fällen die Effek-
tivität der Ermittlungen bei die Straßenverkehrssicherheit gefährdenden Verkehrsdelikten 
gewährleistet ist. 

                                                 

1 ABl. L 210 vom 6.8.2008, S. 1. 
2 ABl. L 210 vom 6.8.2008, S. 12. 
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(3) Um die Straßenverkehrssicherheit in der gesamten Union zu verbessern und die Gleich-
behandlung von Fahrern, und zwar von gebietsansässigen und nicht gebietsansässigen 
Zuwiderhandelnden, zu gewährleisten, sollte die Ahndung unabhängig vom Mitgliedstaat 
der Zulassung des Fahrzeugs erleichtert werden. Zu diesem Zweck sollte ein System für 
den grenzüberschreitenden Informationsaustausch bei bestimmten, genau bezeichneten, die 
Straßenverkehrssicherheit gefährdenden Verkehrsdelikten – ungeachtet ihrer Einstufung 
als Ordnungswidrigkeit oder Straftat nach dem Recht des betreffenden Mitgliedstaats – 
eingerichtet werden, welches dem Deliktsmitgliedstaat Zugang zu den Fahrzeugzu-
lassungsdaten des Zulassungsmitgliedstaats gewährt. 

(4) Ein effizienterer grenzüberschreitender Austausch von Fahrzeugzulassungsdaten, der die 
Identifizierung von Personen, die eines die Straßenverkehrssicherheit gefährdenden Ver-
kehrsdelikts verdächtig sind, erleichtern sollte, kann die Abschreckungswirkung erhöhen 
und zu einem vorsichtigeren Verhalten der Fahrer von Fahrzeugen beitragen, die in einem 
anderen Mitgliedstaat als dem Deliktsmitgliedstaat zugelassen sind, und somit tödlichen 
Verkehrsunfällen vorbeugen.  

(5) Die unter diese Richtlinie fallenden die Straßenverkehrssicherheit gefährdenden Verkehrs-
delikte werden in den Mitgliedstaaten nicht einheitlich behandelt. In einigen Mitglied-
staaten werden diese im innerstaatlichen Recht als Ordnungswidrigkeiten eingestuft, 
während sie in anderen Mitgliedstaaten als Straftaten gelten. Die Richtlinie sollte un-
geachtet dessen gelten, wie diese Delikte im innerstaatlichen Recht eingestuft werden. 
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(6) Im Rahmen der Prüm-Beschlüsse gewähren die Mitgliedstaaten einander das Recht auf 
Zugang zu ihren Fahrzeugzulassungsdaten, um den Informationsaustausch zu verbessern 
und die geltenden Verfahren zu beschleunigen. Die in den Prüm-Beschlüssen enthaltenen 
Bestimmungen über die technischen Spezifikationen und die Verfügbarkeit des auto-
matisierten Datenaustauschs sollten soweit wie möglich in diese Richtlinie übernommen 
werden. 

(7) Der Umstand, dass die nach den Prüm-Beschlüssen in Bezug auf Fahrzeugzulassungsdaten 
den Mitgliedstaaten verbindlich vorgeschriebene Softwareanwendung des Europäischen 
Fahrzeug- und Führerschein-Informationssystems (Eucaris) einen raschen, sicheren und 
vertraulichen Austausch spezifischer Fahrzeugzulassungsdaten zwischen den Mitglied-
staaten gewährleistet, sollte genutzt werden. Diese Softwareanwendung sollte daher als 
Grundlage für den Datenaustausch nach dieser Richtlinie verwendet werden und sollte 
gleichzeitig auch die Berichterstattung der Mitgliedstaaten an die Kommission erleichtern. 

(8) Der Anwendungsbereich von Eucaris ist auf die im Rahmen des Informationsaustauschs 
zwischen den nationalen Kontaktstellen der Mitgliedstaaten verwendeten Prozesse be-
schränkt. Verfahren und automatisierte Prozesse, bei denen die Informationen verwendet 
werden sollen, fallen nicht in den Anwendungsbereich von Eucaris. 

(9) Das Ziel der Strategie für das Informationsmanagement im Bereich der inneren Sicherheit 
der EU besteht darin, dass die einfachsten, am leichtesten nachvollziehbaren und kosten-
wirksamsten Lösungen für den Datenaustausch gefunden werden.  
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(10) Die Mitgliedstaaten sollten die Möglichkeit haben, sich an den Eigentümer, den Halter des 
Fahrzeugs oder die anderweitig identifizierte Person, die des die Straßenverkehrssicherheit 
gefährdenden Verkehrsdelikts verdächtig ist, zu wenden, um ihn bzw. sie über die gelten-
den Verfahren und über die rechtlichen Folgen nach dem Recht des Deliktsmitgliedstaats 
zu informieren. Dabei sollten die Mitgliedstaaten in Betracht ziehen, die Informationen 
über die die Straßenverkehrssicherheit gefährdenden Verkehrsdelikte in der Sprache der 
Zulassungsdokumente oder in der von dem Betroffenen vermutlich am besten ver-
standenen Sprache zu übermitteln, damit gewährleistet ist, dass diese Person die ihr über-
mittelten Informationen genau versteht. Dies wird es dieser Person ermöglichen, ange-
messen auf die Informationen zu reagieren, indem sie insbesondere um weitere Auskünfte 
ersucht, die Geldbuße bzw. Geldstrafe begleicht oder, insbesondere im Falle einer 
Identitätsverwechslung, von ihrem Recht auf Verteidigung Gebrauch macht. Die weiteren 
Verfahren fallen unter die geltenden Rechtsinstrumente einschließlich der Instrumente 
betreffend die Amts- und Rechtshilfe und die gegenseitige Anerkennung. 

(11) Die Mitgliedstaaten sollten in Betracht ziehen, in Bezug auf das vom Deliktsmitgliedstaat 
versandte Informationsschreiben eine gleichwertige Übersetzung beizubringen, wie dies in 
der Richtlinie 2010/64/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Oktober 
2010 über das Recht auf Dolmetschleistungen und Übersetzungen in Strafverfahren1 
vorgesehen ist. 

                                                 

1 ABl. L 280 vom 26.10.2010, S. 1. 



 

 
17506/1/10 REV 1  CA/KB/jl 6 
 DG C 1  DE 

(12) Eine engere Zusammenarbeit zwischen den Strafverfolgungsbehörden sollte einhergehen 
mit der Achtung der Grundrechte, insbesondere des Rechts auf Wahrung der Privatsphäre 
und des Rechts auf den Schutz personenbezogener Daten; dies sollte durch spezielle 
Datenschutzvereinbarungen gewährleistet werden, in denen der Besonderheit des grenz-
überschreitenden Online-Zugangs zu Datenbanken besonders Rechnung getragen werden 
sollte. Diesen Anforderungen werden die Prüm-Beschlüsse gerecht. 

(13) Drittstaaten sollte die Teilnahme am Austausch von Fahrzeugzulassungsdaten ermöglicht 
werden, sofern sie zuvor mit der Union eine entsprechende Vereinbarung geschlossen 
haben. Eine derartige Vereinbarung müsste die erforderlichen Datenschutzbestimmungen 
beinhalten. 

(14) Diese Richtlinie steht im Einklang mit den Grundrechten und Grundsätzen, die insbeson-
dere mit der Charta der Grundrechte der Europäischen Union, auf die in Artikel 6 des 
Vertrages über die Europäische Union verwiesen wird, anerkannt wurden.  

(15) Gemäß den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über die Europäische Union und dem 
Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union beigefügten Protokolls (Nr. 21) 
über die Position des Vereinigten Königreichs und Irlands hinsichtlich des Raums der 
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts und unbeschadet des Artikels 4 dieses Protokolls 
beteiligen sich diese Mitgliedstaaten nicht an der Annahme dieser Richtlinie und sind 
weder durch diese gebunden noch zu ihrer Anwendung verpflichtet. 

(16) Gemäß den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über die Europäische Union und dem 
Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union beigefügten Protokolls (Nr. 22) 
über die Position Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht an der Annahme dieser 
Richtlinie und ist weder durch diese gebunden noch zu ihrer Anwendung verpflichtet. 
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(17) Nach Nummer 34 der Interinstitutionellen Vereinbarung über bessere Rechtsetzung1 sind 
die Mitgliedstaaten aufgefordert, für ihre eigenen Zwecke und im Interesse der Union 
eigene Tabellen aufzustellen, aus denen im Rahmen des Möglichen die Entsprechungen 
zwischen dieser Richtlinie und den Umsetzungsmaßnahmen zu entnehmen sind, und diese 
zu veröffentlichen. 

(18) Da das Ziel dieser Richtlinie – nämlich allen Straßenverkehrsteilnehmern in der Union 
dadurch ein hohes Schutzniveau zu gewährleisten, dass der grenzüberschreitende 
Informationsaustausch über die Straßenverkehrssicherheit gefährdende Verkehrsdelikte, 
die mit einem in einem anderen Mitgliedstaat als dem Deliktsmitgliedstaat zugelassenen 
Fahrzeug begangen werden, erleichtert wird – auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht aus-
reichend verwirklicht werden kann und daher wegen des Umfangs und der Wirkungen der 
Maßnahme besser auf Unionsebene zu verwirklichen ist, kann die Union im Einklang mit 
dem in Artikel 5 des Vertrags über die Europäische Union niedergelegten Subsidiaritäts-
prinzip tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit geht diese Richtlinie nicht über das für die Erreichung dieses Ziels 
erforderliche Maß hinaus. 

(19) Der Europäische Datenschutzbeauftragte wurde angehört und hat eine Stellungnahme 
abgegeben2 – 

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

                                                 

1 ABl. C 321 vom 31.12.2003, S. 1. 
2 ABl. C 310 vom 5.12.2008, S. 9. 
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Artikel 1 

Ziel 

Mit dieser Richtlinie soll allen Straßenverkehrsteilnehmern in der Union dadurch ein hohes Schutz-

niveau gewährleistet werden, dass der grenzüberschreitende Informationsaustausch über die 

Straßenverkehrssicherheit gefährdende Verkehrsdelikte, die mit einem in einem anderen Mit-

gliedstaat als dem Deliktsmitgliedstaat zugelassenen Fahrzeug begangen werden, und dadurch die 

Durchsetzung von Sanktionen, erleichtert wird. 

Artikel 2 

Geltungsbereich 

Die Richtlinie gilt für folgende die Straßenverkehrssicherheit gefährdende Verkehrsdelikte:  

a) Geschwindigkeitsübertretung, 

b) Nichtanlegen des Sicherheitsgurts, 

c) Überfahren eines roten Lichtzeichens, 

d) Trunkenheit im Straßenverkehr, 

e) Fahren unter Drogeneinfluss, 
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f) Nichttragen eines Schutzhelms, 

g) unbefugte Benutzung eines Fahrstreifens, 

h) rechtswidrige Benutzung eines Mobiltelefons oder anderer Kommunikationsgeräte beim 

Fahren.  

Artikel 3 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck: 

a) "Fahrzeug" jedes Kraftfahrzeug, einschließlich Krafträder, das normalerweise zur 

Beförderung von Personen oder Gütern auf der Straße verwendet wird; 

b) "Deliktsmitgliedstaat" den Mitgliedstaat, in dem das Delikt begangen wurde; 

c) "Zulassungsmitgliedstaat" den Mitgliedstaat, in dem das Fahrzeug, mit dem das Delikt 

begangen wurde, zugelassen ist; 

d) "Geschwindigkeitsübertretung" die Überschreitung der Geschwindigkeitsbeschränkung, 

die in dem Deliktsmitgliedstaat für die betreffende Straße bzw. die betreffende 

Fahrzeugkategorie gilt;  
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e) "Nichtanlegen des Sicherheitsgurts" den Verstoß gegen die Pflicht zum Anlegen eines 

Sicherheitsgurts oder zur Verwendung einer Kinderrückhalteeinrichtung nach der Richt-

linie 91/671/EWG des Rates vom 16. Dezember 1991 über die Gurtanlegepflicht und die 

Pflicht zur Benutzung von Kinderrückhalteeinrichtungen in Kraftfahrzeugen1 und nach 

dem Recht des Deliktsmitgliedstaats; 

f) "Überfahren eines roten Lichtzeichens" das Überfahren eines roten Lichtzeichens oder 

eines anderen relevanten Stoppzeichens im Sinne des Rechts des Deliktsmitgliedstaats; 

g) "Trunkenheit im Straßenverkehr" das Führen eines Fahrzeugs unter Alkoholeinfluss im 

Sinne des Rechts des Deliktsmitgliedstaats; 

h) "Fahren unter Drogeneinfluss" das Führen eines Fahrzeugs unter dem Einfluss von Drogen 

oder anderen Stoffen mit ähnlicher Wirkung im Sinne des Rechts des 

Deliktsmitgliedstaats; 

i) "Nichttragen eines Schutzhelms" keinen Schutzhelm zu tragen, im Sinne des Rechts des 

Deliktsmitgliedstaats; 

j) "unbefugte Benutzung eines Fahrstreifens" die rechtswidrige Benutzung eines Teils eines 

Straßenabschnitts, wie Stand- oder Pannenstreifen, Busspur oder wegen Stau oder Straßen-

bauarbeiten vorübergehend gesperrter Fahrstreifen, im Sinne des Rechts des 

Deliktsmitgliedstaats; 

                                                 

1 ABl. L 373 vom 31.12.1991, S. 26. 
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k) "rechtswidrige Benutzung eines Mobiltelefons oder anderer Kommunikationsgeräte beim 

Fahren" ein Mobiltelefon oder andere Kommunikationsgeräte rechtswidrig beim Fahren zu 

nutzen, im Sinne des Rechts des Deliktsmitgliedstaats; 

l) "nationale Kontaktstelle" die benannte zuständige Behörde für den Austausch von 

Fahrzeugzulassungsdaten; 

m) "automatisierte Suche" ein Verfahren für den Online-Zugang zur Abfrage der Datenbanken 

eines, mehrerer oder aller Mitgliedstaaten oder von beteiligten Drittstaaten; 

n) "Halter" die Person, auf deren Namen das Fahrzeug zugelassen ist, im Sinne des Rechts 

des Zulassungsmitgliedstaats. 

Artikel 4 

Verfahren für den Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten 

(1) Für Ermittlungen in Bezug auf die in Artikel 2 genannten, die Straßenverkehrssicherheit 

gefährdenden Verkehrsdelikte gestatten die Mitgliedstaaten den in Absatz 3 dieses Artikels 

genannten nationalen Kontaktstellen der anderen Mitgliedstaaten den Zugriff auf folgende nationale 

Fahrzeugzulassungsdaten unter Gewährung der Befugnis zur Durchführung eines automatisierten 

Abrufs: 

a) Daten zum Fahrzeug und 

b) Daten zum Eigentümer oder Halter des Fahrzeugs. 
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Die Elemente der unter den Buchstaben a und b aufgeführten Daten, die zur Durchführung der 

Suche erforderlich sind, unterliegen den Anforderungen des Kapitels 3 Nummer 1.2.2 des Anhangs 

zum Beschluss 2008/616/JI. 

(2) Jede Suche in Form ausgehender Anfragen wird von der nationalen Kontaktstelle des 

Deliktsmitgliedstaats unter Verwendung eines vollständigen amtlichen Kennzeichens durchgeführt. 

Die Suche wird im Einklang mit den in Kapitel 3 des Anhangs zum Beschluss 2008/616/JI 

beschriebenen Verfahren durchgeführt. 

Der Deliktsmitgliedstaat verwendet nach Maßgabe dieser Richtlinie die erhaltenen Daten, um die 

Person festzustellen, die persönlich für die in den Artikeln 2 und 3 aufgeführten, die Straßenver-

kehrssicherheit gefährdenden Verkehrsdelikte haftbar ist. 

(3) Für die Zwecke der Datenübermittlung nach Absatz 1 benennt jeder Mitgliedstaat eine 

nationale Kontaktstelle für eingehende Anfragen. Die Befugnisse der nationalen Kontaktstellen 

richten sich nach dem geltenden Recht des betreffenden Mitgliedstaats. 
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(4) Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass der 

Informationsaustausch mit interoperablen elektronischen Mitteln erfolgt und dass er kostenwirksam 

und sicher durchgeführt wird, wobei so weit wie möglich bestehende Softwareanwendungen wie 

die speziell für die Zwecke des Artikels 12 des Beschlusses 2008/615/JI entwickelte Software-

anwendung und geänderte Versionen dieser Softwareanwendung verwendet werden. 

(5) Jeder Mitgliedstaat trägt seine Kosten, die ihm aus der Verwaltung, der Verwendung und 

der Pflege der in Absatz 4 genannten Softwareanwendungen entstehen. 

Artikel 5 

Informationsschreiben zu dem die Straßenverkehrssicherheit gefährdenden Verkehrsdelikt 

(1) Beschließt der Deliktsmitgliedstaat, in Bezug auf die in Artikel 2 aufgeführten die Straßen-

verkehrssicherheit gefährdenden Verkehrsdelikte Folgemaßnahmen einzuleiten, so kann er gemäß 

seinem Recht den Eigentümer, den Halter des Fahrzeugs oder die anderweitig identifizierte Person, 

die des die Straßenverkehrssicherheit gefährdenden Verkehrsdelikts verdächtig ist, über die recht-

lichen Folgen, mit denen das Delikt im Hoheitsgebiet des Deliktsmitgliedstaats nach dessen Recht 

verbunden ist, informieren. 
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(2) Bei der Übermittlung des Informationsschreibens an den Eigentümer, den Halter des 

Fahrzeugs oder die anderweitig identifizierte Person, die des die Straßenverkehrssicherheit 

gefährdenden Verkehrsdelikts verdächtig ist, fügt der Deliktsmitgliedstaat gemäß seinem Recht alle 

einschlägigen Informationen wie beispielsweise die Art des in Artikel 2 aufgeführten, die Straßen-

verkehrssicherheit gefährdenden Verkehrsdelikts, den Ort, das Datum und die Uhrzeit des Delikts 

und gegebenenfalls Daten zu dem zur Feststellung des Delikts verwendeten Gerät bei. 

Zu diesem Zweck kann der Deliktsmitgliedstaat das im Anhang enthaltene Musterformblatt 

verwenden. 

(3) Beschließt der Deliktsmitgliedstaat, in Bezug auf das in Artikel 2 aufgeführte, die Straßen-

verkehrssicherheit gefährdende Verkehrsdelikt Folgemaßnahmen einzuleiten, so kann der Delikts-

mitgliedstaat im Hinblick auf die Achtung der Grundrechte das Informationsschreiben in der 

Sprache des Zulassungsdokuments – soweit verfügbar – oder in einer der Amtssprachen des 

Zulassungsmitgliedstaats übermitteln. 

Artikel 6 

Berichterstattung der Mitgliedstaaten an die Kommission 

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission bis zum ...∗ und danach alle zwei Jahre einen 

Bericht über die Durchführung der Richtlinie. Der Bericht enthält die Zahl der an die nationale 

Kontaktstelle des Zulassungsmitgliedstaats gerichteten automatisierten Suchanfragen, die der 

Deliktsmitgliedstaat im Anschluss an in seinem Hoheitsgebiet begangene Delikte durchgeführt hat, 

zusammen mit der Zahl der ergebnislosen Anfragen und der Art dieser Anfragen. 

                                                 

∗ ABl.: Bitte das Datum 54 Monate nach Inkrafttreten dieser Richtlinie einfügen. 
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Artikel 7 

Datenschutz 

Die Datenschutzbestimmungen des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI des Rates vom 27. November 

2008 über den Schutz personenbezogener Daten, die im Rahmen der polizeilichen und justiziellen 

Zusammenarbeit in Strafsachen verarbeitet werden1 gelten für die nach dieser Richtlinie 

verarbeiteten personenbezogenen Daten. 

Alle einschlägigen Datenschutzbestimmungen der Prüm-Beschlüsse gelten auch für die nach dieser 

Richtlinie verarbeiteten personenbezogenen Daten. 

Artikel 8 

Unterrichtung der Fahrer in der Union 

Die Kommission stellt auf ihrer Website in allen Amtssprachen der Organe der Union eine 

Zusammenfassung der Regelungen zur Verfügung, die in den Mitgliedstaaten auf dem unter diese 

Richtlinie fallenden Gebiet gelten. Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über diese 

Regelungen. 

                                                 

1 ABl. L 350 vom 20.12.2008, S. 60. 
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Artikel 9 

Überprüfung der Richtlinie 

Bis zum …* übermittelt die Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat einen Bericht 

über die Anwendung dieser Richtlinie durch die Mitgliedstaaten, bewertet, ob weitere die Straßen-

verkehrssicherheit gefährdende Verkehrsdelikte in Artikel 2 aufgenommen werden sollten, und 

unterbreitet gegebenenfalls einen entsprechenden Vorschlag. 

Artikel 10 

Umsetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, die 

erforderlich sind, um dieser Richtlinie spätestens bis zum …∗∗ nachzukommen. Sie teilen der 

Kommission unverzüglich den Wortlaut dieser Vorschriften mit. 

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder 

durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitglied-

staaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen 

Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

                                                 

* ABl.: Bitte das Datum 60 Monate nach Inkrafttreten dieser Richtlinie einfügen. 
∗∗ ABl.: Bitte das Datum 24 Monate nach Inkrafttreten dieser Richtlinie einfügen. 
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Artikel 11 

Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in 

Kraft. 

Artikel 12 

Adressaten 

Diese Richtlinie ist gemäß den Verträgen an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu … am … 

Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates 

Der Präsident Der Präsident 
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ANHANG 

MUSTERFORMBLATT für das Informationsschreiben 

nach Artikel 5 

[TITELSEITE] 

[Name, Anschrift und Telefonnummer des Absenders] [Name und Anschrift des Empfängers] 

INFORMATIONSSCHREIBEN 

 

 

 

in Bezug auf ein in/in den/in der …………. 

[Name des Mitgliedstaats, in dem das die Straßenverkehrssicherheit gefährdende Delikt 

begangen wurde] begangenes, die Straßenverkehrssicherheit gefährdendes Verkehrsdelikt 
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Seite 2 

Am [Datum ......] wurde von ………………………. [Name der zuständigen Stelle] ein die 

Straßenverkehrssicherheit gefährdendes Verkehrsdelikt festgestellt, das mit dem Fahrzeug mit dem 

amtlichen Kennzeichen ................, Fabrikat ……….., Modell ……….. begangen wurde.  

[Option 1]1 

Sie sind als Inhaber der Zulassungsbescheinigung des genannten Fahrzeugs registriert. 

[Option 2]1
 

Nach Angabe des Inhabers der Zulassungsbescheinigung des genannten Fahrzeugs haben Sie zum 

Zeitpunkt des die Straßenverkehrssicherheit gefährdenden Verkehrsdelikts dieses Fahrzeug geführt.  

Die Einzelheiten des die Straßenverkehrssicherheit gefährdenden Verkehrsdelikts sind auf Seite 3 

angegeben.  

Die Geldbuße/Geldstrafe für dieses die Straßenverkehrssicherheit gefährdende Verkehrsdelikt 

beträgt ………. € / [Landeswährung]. 

Zahlungstermin: …………………. 

Falls Sie diese Geldbuße/Geldstrafe nicht zahlen, füllen Sie bitte das anhängende 

Antwortformular (Seite 4) aus und senden Sie es an die angegebene Anschrift. 

Dieses Schreiben wird nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften von/der/von den … 

(Bezeichnung des Deliktsmitgliedstaats) bearbeitet. 

                                                 

1 Nichtzutreffendes bitte streichen. 
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Seite 3 

Einschlägige Einzelangaben zum Delikt 

a) Angaben zum Fahrzeug, mit dem das Delikt begangen wurde 

Amtliches Kennzeichen: 

Land der Zulassung: 

Fabrikat und Modell: 

b) Angaben zum Delikt 

Ort, Datum und Uhrzeit an dem/zu der das Delikt begangen wurde: 

Art und rechtliche Einstufung des Delikts:  

Geschwindigkeitsübertretung, Nichtanlegen des Sicherheitsgurts, Überfahren eines roten 

Lichtzeichens, Trunkenheit im Straßenverkehr, Fahren unter Drogeneinfluss, Nichttragen 

eines Schutzhelms, unbefugte Benutzung eines Fahrstreifens, rechtswidrige Benutzung 

eines Mobiltelefons oder anderer Kommunikationsgeräte beim Fahren1 

Ausführliche Beschreibung des Delikts:  

Bezugnahme auf einschlägige Rechtsvorschriften: 

Angabe der Beweise für das Delikt oder Bezugnahme darauf:  

                                                 

1 Nichtzutreffendes bitte streichen. 
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c) Angaben zum Gerät, mit dem das Delikt festgestellt wurde1 

Art des Geräts zur Feststellung der Geschwindigkeitsübertretung, des Nichtanlegens des 

Sicherheitsgurts, des Überfahrens eines roten Lichtzeichens, der Trunkenheit im 

Straßenverkehr, des Fahrens unter Drogeneinfluss, des Nichttragens eines Schutzhelms, 

der unbefugten Benutzung eines Fahrstreifens, der rechtswidrigen Benutzung eines 

Mobiltelefons oder anderer Kommunikationsgeräte beim Fahren2: 

Bezeichnung des Geräts: 

Kennnummer des Geräts:  

Gerät geeicht bis:………..(Datum) 

d) Ergebnis der Verwendung des Geräts 

[Beispiel für Geschwindigkeitsübertretung, andere Delikte sind hinzuzufügen:]  

Zulässige Höchstgeschwindigkeit: 

Gemessene Geschwindigkeit: 

Gemessene Geschwindigkeit nach Abzug der Fehlertoleranz: 

                                                 

1 Nicht auszufüllen, falls kein Gerät verwendet wurde. 
2 Nichtzutreffendes bitte streichen. 
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Seite 4 

Antwortformular 

(Bitte in DRUCKBUCHSTABEN ausfüllen) 

A. Angaben zum Fahrer 

– Name, Vorname: 

– Geburtsort und –datum: 

– Nummer des Führerscheins: ………, ausgestellt am ………. in ……… 

– Anschrift:  

B. Fragen 

1. Ist das Fahrzeug des Fabrikats ………….. mit dem amtlichen Kennzeichen …………… 

auf Ihren Namen zugelassen? ja/nein1 

Falls nicht: Der Inhaber der Zulassungsbescheinigung ist:  

(Name, Vorname, Anschrift) 

2. Geben Sie zu, das Verkehrsdelikt begangen zu haben? ja/nein1 

3. Falls Sie das Verkehrsdelikt nicht zugeben, erläutern Sie bitte die Gründe:  

Bitte senden Sie den ausgefüllten Anhörungsbogen innerhalb von 60 Tagen ab dem Datum dieses 

Informationsschreibens an die folgende Behörde: 

unter folgender Anschrift: 

                                                 

1 Nichtzutreffendes bitte streichen. 
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HINWEIS 

Der Fall wird von der zuständigen Behörde von/der ... (Bezeichnung des Deliktsmitgliedstaats) 

geprüft. 

Wird der Fall nicht weiterverfolgt, werden Sie innerhalb von 60 Tagen nach Erhalt des 

Anhörungsbogens informiert. 

Wird der Fall weiterverfolgt, gilt folgendes Verfahren: 

[Vom Deliktsmitgliedstaat auszufüllen. Darlegung des weiteren Verfahrens, einschließlich 

Rechtsbehelfsbelehrung und Angaben zum Verfahren bei Einlegung eines Rechtsbehelfs gegen die 

Entscheidung, den Fall weiterzuverfolgen. Mindestens anzugeben sind: Name und Anschrift der 

Behörde, die für die Weiterverfolgung des Falls zuständig ist; Zahlungsfrist; Name und Anschrift 

der zuständigen Stelle, bei der Rechtsbehelf einzulegen ist; Frist für die Einlegung des 

Rechtsbehelfs]. 

Das vorliegende Informationsschreiben selbst bewirkt keine rechtlichen Folgen. 

 


